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Stellungnahme der FMA zum Begutachtungsentwurf für ein Bundesgesetz, mit dem ein 
Bundesgesetz über die Vergleichbarkeit von Entgelten für Verbraucherzahlungskonten, 
den Wechsel von Verbraucherzahlungskonten und den Zugang zu 
Verbraucherzahlungskonten mit grundlegenden Funktionen 
(Verbraucherzahlungskontogesetz – VZKG) erlassen wird und das 
Konsumentenschutzgesetz und das Finanzmarktaufsichtsbehördengesetz geändert 
werden; 

BMASK-90480/0007-III/3/2015 

 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

die Finanzmarktaufsichtsbehörde (FMA) begrüßt den vorliegenden Gesetzesentwurf, mit dem 

die Richtlinie 2014/92/EU über die Vergleichbarkeit von Zahlungskontoentgelten, den Wechsel 

von Zahlungskonten und den Zugang zu Zahlungskonten mit grundlegenden Funktionen in 

österreichisches Recht umgesetzt wird, und bedankt sich für die Gelegenheit, zu dem 

vorliegenden Gesetzentwurf Stellung nehmen zu können. 

Die FMA regt an, die Verschwiegenheitspflicht des § 31 VZKG-E weder auf Mitarbeiter der 

FMA zu erstrecken, noch strafbewehrt auszugestalten. 

Die Verschwiegenheitspflicht gemäß § 31 VZKG-E setzt ausweislich der Materialien Art. 21 

Abs. 2 der Richtlinie 2014/92/EU um. Letzterer entspricht Art. 22 Abs. 1 der Richtlinie 

2007/64/EG, einer Bestimmung, die in § 62 ZaDiG umgesetzt ist. In den Materialien zu § 62 

ZaDiG hat der Gesetzgeber festgehalten, dass eine europarechtlich vorgesehene 

Verschwiegenheitspflicht hinsichtlich Mitarbeitern der FMA (und der OeNB) nicht 

umsetzungsbedürftig sei, weil das Berufsgeheimnis ohnehin in § 14 FMABG (und § 45 NBG) 

geregelt sei (vgl. ErlRV zu § 62 ZaDiG in 207 dB XXIV. GP 51). Diesem Schluss kann nur 

zugestimmt werden, weswegen Personen, die für die FMA tätig sind oder waren, aus dem 

persönlichen Anwendungsbereich des § 31 VZKG-E ausgenommen werden sollten. 

Der Vergleich mit dem ZaDiG zeigt weiter, dass ein Verstoß gegen die 

Verschwiegenheitspflicht gemäß § 62 ZaDiG in den §§ 66 ff. ZaDiG nicht strafbewehrt ist. Der 
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Gesetzgeber ist auch zu Recht davon ausgegangen, dass es keiner speziellen 

Strafbewehrung bedarf. Verletzen Mitarbeiter oder Sachverständige der FMA ihre 

Verschwiegenheitspflicht gemäß § 14 FMABG oder § 62 ZaDiG, werden sie sich als 

funktionale Beamte regelmäßig dem Vorwurf einer Verletzung des Amtsgeheimnisses gemäß 

§ 310 StGB aussetzen. Ebenso verhält es sich hinsichtlich der Verschwiegenheitspflicht 

gemäß § 31 VZKG-E. Deswegen sollte der Tatbestand der Verwaltungsübertretung gemäß 

§ 32 Abs. 3 VZKG-E und in seiner Folge die Aufgabenzuweisung gemäß § 29 Abs. 4 VZKG-E 

entfallen. 

Wir ersuchen höflich um Berücksichtigung unserer Anregungen und stehen für Rückfragen 

sehr gerne zur Verfügung. 

Diese schriftliche Stellungnahme wurde auch an die Präsidentin des Nationalrates 

(begutachtungsverfahren@parlinkom.gv.at) übermittelt. 

 
 

 

Finanzmarktaufsichtsbehörde 

Bereich Integrierte Aufsicht 

 

Für den Vorstand 

 

 

Dr. Sergio Materazzi, LLM 

 

 

Dr. Christoph Seggermann 
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